
Schwyzerische Volksinitiative

NEIN zum Lehrplan 21 – Änderung des Volksschulgesetzes § 9 und 27
Gestützt auf § 28, lit.b der Schwyzerischen Kantonsverfassung (C, Initiative in kantonalen Angelegenheiten) stellen die unterzeichnenden, im Kanton Schwyz 
stimm berechtigten Bürgerinnen und Bürger folgendes Initiativbegehren:

Die Initiative verlangt die ersatzlose Streichung 
des bestehenden Artikels 9 (Schulversuche) 
und die Ergänzung von Artikel 27, Abs.1 und 
2 im Schwyzerischen Volksschulgesetz (SRSZ 
611.210) mit folgendem Text:

§ 27 Abs.1 (Ergänzung fett)
 Unterrichtsbetrieb
 Der Erziehungsrat erlässt weitere Bestimmungen 

zum Unterrichtsbetrieb (Lehrplan für die Fächer 
(hier Aufzählung des traditionellen, bewährten 
Fächerkanons) mit Jahrgangszielen, Lehrmittel, 
Lektionentafel, Beurteilung, jährliche und wöchent-
liche Unterrichtszeit, Ferien, Dispenswesen, usw.)

§ 27 Abs.2 (neu)
 In grundlegenden Schulfragen entscheidet 

das Volk
 Interkantonale Vereinbarungen zu den Lehr-

plänen müssen vom Kantonsrat genehmigt 
werden und unterliegen dem fakultativen  
Referendum.

 Lehrplanänderungen von grundlegender 
struk tureller Bedeutung unterliegen dem  
obligatorischen Referendum.

Begründung
l Seit Jahren stellen viele Lehrer, Eltern und Ausbildner eine stetige Verschlechterung der ent-

scheidenden schulischen Kenntnisse und Grundfertigkeiten fest. Dies ist eine Folge der un-
aufhörlich inszenierten Schulversuche und Reformen. Sie führten zu hohem Kräfteverschleiss 
bei den Lehrpersonen, zu administrativen Leerläufen und enormen Kosten. Mit der Streichung 
von § 9, Schulversuche, soll dem Experimentieren mit den Schülern Einhalt geboten werden.

l Nun will man mit dem Lehrplan 21 diese schädlichen Reformen noch zementieren. Doch er 
verletzt die Grundsätze § 2 und 3 des geltenden Volksschulgesetzes. Mit dem Lehrplan 21 wür-
de die sprichwörtlich gute Schweizer Volksschule – wie wir sie kennen – noch weiter zerstört. 
Die Grundkenntnisse – vor allem in Mathematik und Deutsch – würden weiter sinken. Viele 
Fächer würden ganz verschwinden. Ein fächerorientierter Rahmenlehrplan mit Jahrgangszie-
len fehlt. Dafür wird der gesamte Lehrstoff in Tausende von „Kompetenzen“ zerhackt. Gut struk-
turiertes Lernen würde verunmöglicht. Die Schüler würden im Stich gelassen, und auch viele 
normalbegabte Kinder würden zu Schulversagern gemacht. Die Folge: Teure Nachhilfen und 
Therapien und verheerende wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Langzeitschäden. 

l Die versprochenen Vorteile des Lehrplans 21 (auch die Lehrplan-Harmonisierung in den Deutsch-
schweizer Kantonen) lassen sich nicht realisieren. Sie entpuppen sich als illusorisch. 

l Bisher wurden die Änderungen des Schulsystems in einem rechtlichen Graubereich einge-
führt, unter Ausschluss der Eltern und Lehrer und des Kantonsrates. Als Stimmbürger wol-
len wir aber eine öffentliche, demokratische Diskussion. Die mit der Initiative verlangte Än-
derung des Schulgesetzes verhindert eine Einführung des Lehrplans 21 über unsere Köpfe 
hinweg. Über interkantonale Vereinbarungen zu den Lehrplänen soll der Kantonsrat, über 
grundlegende strukturelle Änderungen der Volksschule soll das Volk abstimmen können.

Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson:
            Amtsstempel
Datum:   ________________________  Amtliche Eigenschaft:  ___________________________

Ort:          ________________________  Unterschrift:                    ___________________________ 

Bescheinigung
Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende … (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Volksinitiative in schwyzerischen  
Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde des Kantons Schwyz wohnen. Bürgerinnen und 
Bürger, die das Begehren unterstützen, unterzeichnen es handschriftlich. Wer unbefugt an einem Initiativbegehren teilnimmt, oder das Ergebnis einer Unter-
schriftensammlung fälscht, macht sich nach Art.282 des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB) strafbar. Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht, 
oder sich bestechen lässt, macht sich nach Art.281 StGB strafbar. 

Die nachstehend erwähnten Personen bilden das Initiativkomitee und sind berechtigt, die Volksinitiative mit einfachem Mehr zu modifizieren, 
resp. zurückzuziehen: Marianne von Aarburg, Schindellegi / Martin Bürgi, Goldau / Irene Herzog-Feusi, Pfäffikon / Albert Knobel, Altendorf /
Ursula + Daniel Rothlin, Nuolen / Albert + Theres Steinegger, Altendorf / Andrea + Toni Steinegger, Feusisberg

Veröffentlicht im Amtsblatt des Kantons Schwyz vom 17.10.2014, Ablauf der Sammelfrist: 17.12.2014

Ganz oder teilweise ausgefüllte Unterschriftenbogen bitte bis spätestens 7. Dezember 2014 einsenden an:   
Komitee Lehrplan 21 NEIN, Postfach 236, 8808 Pfäffikon, Tel. 055/410 41 93

Weitere Unterschriftenbogen können bezogen werden unter www.nein-zum-lp21.ch sowie unter www.buergerforum-freienbach.ch
Kto. Initiativkomitee: CH24 0077 7001 7037 9556 3, Irene Herzog-Feusi, Lehrplan 21 NEIN – vielen Dank !
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